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IV. Entwicklungszusammenarbeit 
In der Berichtsperiode beschäftigten drei wichtige Vorlagen der Entwick-
lungszusammenarbeit das Parlament: der Bericht über die Politik der Entwick-
lungszusammenarbeit 1976-1985, die Botschaft über den Rahmenkredit von 
2.100 Millionen Franken für die technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe, 
sowie die Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an den Kapitalerhöhungen 
der regionalen Entwicklungsbanken undden Beitritt der Schweiz zur Multilateralen 
Investitionsgarantieagentur (MIGA). Bei der Behandlung der Vorlagen im Par-
lament fand keine grundsätzliche Auseinandersetzung über die Entwick-
lungszusammenarbeit (im folgenden EZ) statt, diese wurde in ihrer heutigen Form 
grundsätzlich befürwortet. Kritische Stimmen mahnten jedoch zu effizienterem 
Einsatz der Mittel und plädierten für vermehrte Berücksichtigung des privaten 
Sektors, andere forderten eine stänkere Ausrichtung der EZ auf die Bedürfnisse der 
ärmsten Entwicklungsländer. Insbesondere solle die schweizerische Aussen-
wirtschaftspolitik vermehrt die Anliegen der EZ berücksichtigen. Die Rückflüsse 
der Aufwendungen für die EZ in die Schweiz sind hoch: 94 Rappen pro Franken der 
EZ fliessen in Form von Aufträgen in die Schweiz zurück. Dieser Umstand stellt 
nach Ansicht einiger Votanten in der Parlamentsdebatte die Anstrengungen der 
schweizerischen EZ ins richtige Licht: die schweizerische Entwicklungshilfe ver-
folgt auch eigene Interessen und ist für die schweizerische Exportwirtschaft von 
Bedeutung. Aufmerksam wird die Entwicklung der multilateralen EZ verfolgt, von 
welcher einige Beobachter befürchten, dass sich diese zuungunsten der bilatera-
len Hilfe ausweitet. 
1. Bericht über die Polit ik der Entwick lungszusammenarbei t 1976-1985 
Ein Postulat der nationalrätlichen Kommission für auswärtige Angelegenheiten 
vom 9. April 1985 ersuchte den Bundesrat um einen Rechenschaftsbericht über 
seine Politik der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) seit der Anwendung des Bun-
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desgesetzes vom 19. März 1976. Am 2. März 1987 wurde der Bericht veröffentlich. 
Er gliedert sich in die drei Teile: Entwicklungsproblematik, Erfahrungen und Per-
spektiven der schweizerischen Entwicklungstätigkeit, Inhalt und Umfeld des Ent-
wicklungsgesetzes. Der Bericht schliesst mit einem Ausblick über die künftige 
Ausrichtung der schweizerischen Entwicklungspolitik. 
Die Entwicklungsproblematik 
Der vom Gesetz umschriebene Arbeitsbereich der EZ ist die Bekämpfung der 
Armut und des weltweiten Ungleichgewichts. Dank positiven Leistungen der 
internationalen EZ hat der Anteil der Armen an der Gesamtbevölkerung zwar 
abgenommen, aber diese Bevölkerung wächst so schnell, dass heute mehr Arme 
auf der Welt sind als vor zehn Jahren. So stehe die Gemeinschaft der Menschen 
vor dem Skandal, dass sie die Zahl der absolut Armen noch immer nicht zu 
vermindern vermag. Die gemeinsamen Bemühungen für die Benachteiligten ge-
nügten offensichtlich nicht und müssten verstärkt werden, schreibt der Bundesrat 
in seinem Bericht. Es rechtfertige sich eine kritische Prüfung der Rolle der EZ. 
In den zehn Jahren seit der Einführung des Gesetzes hat sich die Lage der 
Entwicklungsländer unterschiedlich entwickelt. Für einige Länder hat sich die 
Situation verbessert, während andere Länder schlechter gestellt sind als vor zehn 
Jahren. So übertraf z.B. in den grossen Entwicklungsländern Asiens die Nahrungs-
mittelproduktion die Bevölkerungsentwicklung, nicht aber so im Nahen Osten und 
in Afrika. Sehr unterschiedlich betroffen sind die Entwicklungsländer auch von der 
Schuldenkrise. 
Ebenso wie die Situation der Entwicklungsländer haben sich die 
Lösungskonzepte im Verlaufe der Zeit verändert. Das schweizerische Gesetz 
entstand Anfang 1970, zu einer Zeit des Vertrauens in globalwirtschaftliche 
Lösungen, des Wachstums und der zunehmenden internationalen Arbeitsteilung. 
Inden achtziger Jahren wurde dieser umfassende Ansatz durch Versuche zur indi-
viduellen, jedem einzelnen Entwicklungsland entsprechenden Lösung der Ent-
wicklungsprobleme ergänzt. 
Erfahrungen und Perspektiven der schweizerischen EZ 
Sämtliche in den letzten zehn Jahren aktiv bearbeiteten Entwicklungsprojekte und 
-Programme mit Gesamtzusagen von mehr als 1 Million Franken wurden von der 
DEH und dem BAWI systematisch überprüft. Die humanitäre Hilfe blieb dabei 
ausgeschlossen. Zudem fiel auch ein Teil (ca. 50 Prozent) der Mischkredite weg, 
weil die Einzellieferungen oft weniger als 1 Million Franken ausmachen. Die 
Überprüfung wurde in Form eines Fragebogens für jedes Projekt durchgeführt. Es 
ergaben sich 493 Projekte (83 Prozent aller Zusagen im Berichtszeitraum). 
Gemeinsam mit dem Bericht wurde das gesammelte Material in einem umfang-
reichen Grundlagenband veröffentlicht (1). 
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Einer der zentralen Punkte der EZ ist die Frage der Relevanz. Dabei geht es um 
den Aspekt der kritischen Masse, welche die EZ in ihrem Einsatzgebiet erreichen 
muss, um einen sinnvollen Beitrag zu einem dauerhaften Entwicklungsprozess zu 
leisten. Die Frage nach der Relevanz befasst sich also mit der Gewichtung der 
Mittel der schweizerischen EZ in ihrer Verwendung nach verschiedenen Kriterien: 
der geografischen und sektoriellen Verteilung, der Koordination mit anderen 
Akteuren, der ergänzenden Einfügung in Gesamtprozesse. 
Grundvoraussetzungen der Relevanz der Entwicklungstätigkeit sind für die 
Schweiz in der Form von Prinzipien der EZ ausgearbeitet worden (2). 
In den zehn Jahren des Berichts haben sich die jährlichen öffentlichen Entwick-
lungsgelder von 281 Millionen Franken oder 0,19 Prozent des BSP auf 681 
Millionen Franken oder 0,28 Prozent des BSP erhöht. Dieser Anteil entspricht im 
internationalen Vergleich nicht der ausserordentlich starken internationalen Ver-
flechtung der schweizerischen Wirtschaft und dem hohen Aussenanteil des 
Sozialprodukts, schreibt der Bundesrat selbstkritisch. 
Die geografische Verteilung auf 52 von insgesamt 92 Entwicklungsländern ist 
sehr breit. Rund die Hälfte der Projekte und 41 Prozent der Mittel sind 19 Schwer-
punktländern zugekommen. Koordinationsbüros sollen in diesen Ländern eine 
intensive Projekttätigkeit ermöglichen. 
Nach Tätigkeitssektoren konzentrieren sich die Zusagen auf die Landwirtschaft 
(27 Prozent), Ausbildung (16 Prozent), Gesundheit (12 Prozent). Innerhalb dieser 
Sektoren haben sich folgende Verschiebungen ergeben: Die Forstwirtschaft hat an 
Gewicht gewonnen; das Problem der Ernährungssicherheit wurde aufgenommen; 
Gesundheitsmassnahmen haben sich von Spitälern und Kliniken auf das Basis-
gesundheitswesen verlagert. 
Eine weitere Konzentration der schweizerischen Entwicklungstätigkeit in geo-
grafischer und sektorieller Hinsicht wäre nach Ansicht der Verfasser des Berichts 
begrüssenswert. Eine Devise der Länderprogramme der DEH lautet seit einigen 
Jahren: "Mehr Projekte in weniger Tätigkeitsgebieten". 
Die Massnahmen für Gesundheit und Bevölkerungsentwicklung sollten ver-
stärkt werden; ebenfalls die Massnahmen zugunsten städtischer Gebiete (in ein-
zelnen Entwicklungsländern leben über die Hälfte der Bevölkerung in städtischen 
Ballungszentren) sowie für die Berücksichtigung ökologischer Aspekte in den 
Projekten. 
Schwierigkeiten der Projektarbeit 
Laut einer Umfrage über die Schwierigkeiten, denen 364 Projekte der technischen 
Zusammenarbeit und Finanzhilfe in den letzten Jahren begegneten, wurden 
folgende gemeldet: 
4 % schädigende Naturereignisse, 
15% technische Schwierigkeiten, 
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28% hindernde Einflüsse der Sektorpolitik des Landes (unter Einbezug der natio-
nalen Wirtschaftspolitik), 
37% Schwierigkeiten in der unmittelbaren sozio-ökonomischen Umgebung des 
Projekts, 
3 8 % Personalprobleme, Probleme der Menschen untereinander oder mit admi-
nistrativen Strukturen, 
6 1 % Probleme "institutioneller Natur" (u.a. unangepasste rechtliche Formen, 
mangelnde organisatorische Strukturen). 
Diese Liste der wichtigsten Schwierigkeiten unterstreicht die Bedeutung der 
Projektumgebung. Für eine Verbesserung der sozialen und wirtschaftspoliti-
schen Einbettung der Projekte soll, abgeleitet aus der gemachten Erfahrung, der 
Politikdialog zwischen dem Entwicklungsland und der Schweiz sowie die Koordi-
nation der Hilfe zwischen den Gebern verbessert werden. Dies verlange organisa-
torische und personelle Umstellungen bei den schweizerischen Trägern der EZ. 
Mehr Platz den entwicklungspolitischen Belangen in den 
Aussenwirtschaftsbeziehungen 
Zur Verbesserung der Relevanz der schweizerischen EZ hält der Bericht weiter 
fest, dass die Schweiz in ihren Aussenbeziehungen und insbesondere in der 
Aussenwirtschaft den entwicklungspolitischen Belangen systematischer und 
grundsätzlicher als bisher Platz einräumen sol l te:" Es ist ein Gebot der inneren 
Konsistenz ihrer Politik, und es liegt ausserdem in ihrem langfristigen Interesse, 
wenn sie in ihren Aussenbeziehungen und insbesondere in der Aussenwirtschaft 
den entwicklungspolitischen Belangen systematischer und grundsätzlicher als 
bisher Platz einräumt; genauso wie die Entwicklungspolitik im Interesse ihrer 
Aufgabe nach Mitteln und Wegen suchen muss, aussenpolitische und aussen-
wirtschaftliche Zielsetzungen in ihrer Arbeit noch stärker als bis anhin einzu-
beziehen" (Bericht S. 59). 
Hier ist anzufügen, dass der Bund 1987 im Rahmen des Nationalen For-
schungsprogramms unter dem Thema "Die Schweiz in einer sich ändernden Welt: 
Aussenwirtschaftliche und entwicklungspolitische Herausforderung" die For-
schung in diesem Gebiet mit 5 Millionen Franken fördert und unterstützt. 
Verteilung der Instrumente 
Die Leistungen der schweizerischen EZ sind grösstenteils frei von Rückzahlungs-
und Lieferbedingungen. Ausnahmen machen hier die Instrumente der wirtschafts-
und handelspolitischen Massnahmen, die Zahlungsbilanzhilfen und die Misch-
kredite. Die Zahlungsbilanzhilfe finanziert im Rahmen eines international 
abgestützten und koordinierten Reformprogrammes Lieferungen für das Entwick-
lungsland. Rund 80 Prozent der Lieferungen der bisherigen Zahlungsbilanzhilfen, 
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welche die Schweiz gewährte, stammten aus der Schweiz. Bei den Mischkrediten 
ist das bei sämtlichen Projekten angewandte schweizerische Anforderungskrite-
rium, dass die Finanzierung nur freigegeben wird, wenn schweizerische Unter-
nehmen schliesslich im Ausschreibungswettbewerb ein nach Qualität und Preis 
konkurrenzfähiges Angebot machen (Bericht S. 77). 
Die bilaterale technische Zusammenarbeit ist das wichtigste Instrument der 
schweizerischen Entwicklungstätigkeit: 71 Prozent der Projekte und 51 Prozent 
des Volumens der Entwicklungszusammenarbeit der letzten zehn Jahre wurden 
über sie abgewickelt. Über die bilaterale Form der Zusammenarbeit wurden in der 
Berichtsperiode grundsätzliche Überlegungen angestellt: Das erste formelle Pro-
gramm der schweizerischen EZ auf Landesebene entstand 1983 als Versuchspro-
jekt für Bangladesh. Seit 1985 werden für alle Schwerpunktländer Länder-
programme ausgearbeitet. 
Von den schweizerischen mult i lateralen Beiträgen in der Berichtsperiode 
(1113 Millionen Franken) gingen 40 Prozent an die multilaterale technische 
Zusammenarbeit und 60 Prozent an Finanzinstitutionen. 
Als Leitmotiv der schweizerischen Entwicklungstätigkeit gilt "Hil fe zur Selbst-
hi l fe". Dies wird belegt z.B. durch die Wichtigkeit der Ausbildungskomponente und 
durch den geringen Anteil der reinen Produktionstätigkeit; diese verzeichnete im 
Laufe der zehn Jahre eine markante Abnahme. 
Als wichtigen Punkt für eine Verbesserung der Entwicklungstätigkeit fordert der 
Bericht eine Verbesserung der Arbeitssituation der Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen; Auswirkungen der angespannten Personalsituation bei DEH und BAWI auf 
die Arbeitsmethoden seien feststellbar: 17 Prozent aller 364 Projekte über 1 Million 
Franken der technischen Zusammenarbeit und Finanzhilfe leiden an Schwierig-
keiten aufgrund mangelnder Vorbereitung, ein Verhältnis, das über die zehn Jahre 
hinweg konstant blieb und nicht korrigiert werden konnte. 
Weiter fordert der Bericht eine engere Koordination zwischen den 
Bundesämtern. 
Das Entwicklungsgesetz hat sich bewährt 
Trotz den offensichtlichen Verlagerungen in der Entwicklungsproblematik im Laufe 
der letzten zehn Jahre wurden weder die im Gesetz formulierten Grundsätze, noch 
das Vorgehen, noch die Ziele oder die Form der EZ prinzipiell in Frage gestellt. Das 
Gesetz habe sich als ein guter, klar konzipierter und leistungsfähiger Rahmen der 
Zusammenarbeit erwiesen; es sei nicht abschliessend gefasst und lasse Entwick-
lungen offen. 
Die Ausführungsbestimmungen des Gesetzes sind in der Verordnung vom 12. 
Dezember 1977 geregelt. Aufgrund dieser Verordnung wurde das Interdéparte-
mentale Komitee für internationale EZ und humanitäre Hilfe (IKEH) gegründet, das 
in den zehn Jahren seiner Existenz kaum genutzt wurde. Es sei nun die Aufgabe 
der mit entwicklungspolitischen Aspekten befassten Ämter, so schreibt der Bun-
desrat, in diesem Organ die Koordination und die anstehenden Konzeptfragen an 
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die Hand zu nehmen. Es solle in diesem Sinne aktiviert werden. Zur Aktivierung des 
IKEH meint der Koordinator der Arbeitsgemeinschaft von vier privaten Hilfswerken 
(3), die Aktivierung werde nur fruchtbar sein, wenn wirklich die politische Bereit-
schaft bestehe, beispielsweise im Einzelfall aus entwicklungspolitischen Gründen 
auf die Gewährung der ERG zu verzichten - im langfristigen Interesse der Schweiz 
an einer sozial gerechteren Welt, aber unter Umständen auf Kosten kurzfristiger 
Aufträge an die Schweizer Wirtschaft. 
Ausblick 
Der Bericht hält abschliessend nochmals fest, in welche Richtung die schweizeri-
sche EZ verstärkt werden soll: 
- "In Zukunft wird eine neugefasste Förderung ländlicher Gebiete durch die Ent-
wicklung städtischer Gebiete ergänzt und mitgetragen werden; die Mitwirkung 
der Frau in der EZ wird unterstützt, die bevölkerungspolitischen Anstrengungen 
vermehrt gefördert und die Berücksichtigung ökologischer Aspekte in allen 
Entwicklungsaktivitäten verstärkt werden" (Bericht S. 108). 
Weshalb den Frauen in der EZ bis anhin zuwenig Beachtung geschenkt wird, 
dies wird im Bericht nicht analysiert. In den Grundlagen zum Bericht finden sich 
unter dem Titel "Aspekt Mitwirkung der Frau" einige Angaben: So sind lediglich 6 
von 388 DEH-Projekten eigentliche "Frauenprojekte", 23 Projekte haben eine 
Frauenkomponente. Bei 14 dieser 23 Projekte erlauben die verfügbaren Informa-
tionen im jetzigen Zeitpunkt noch keine Feststellung, in welchem Umfang die Ziele 
für die Frauen erreicht worden sind. 
Das Schwergewicht wird weiterhin auf die bilaterale Hilfe gelegt. 
Ganz allgemein wird eine Aufwertung der Entwicklungspolitik in den interna-
tionalen Beziehungen der Schweiz für notwendig erachtet. 
Parlamentsdebatte 
Der Bericht wurde in der Junisession 1987 im Nationalrat und in der September-
session im Ständerat zusammen mit der Botschaft über den Rahmenkredit für 
technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe behandelt. Die selbstkritische und 
informative Art, in welcher der Bericht abgefasst sei, wurde von einigen Votanten 
gelobt. Andere fanden den Bericht wenig konkret und in "Soziologen- und Politolo-
gen-Fach-Chinesisch" abgefasst (Eppenberger.FDP); Eppenberger plädierte 
zudem für eine engere Zusammenarbeit mit privaten Organisationen. Renschier 
(SP) stellte im Namen seiner Fraktion fest, gemessen an den Zielsetzungen des 
Gesetzes habe die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit in den letzten 
zehn Jahren die gesteckten Ziele im wesentlichen erreicht. Schwachstellen in der 
Entwicklungszusammenarbeit seien zum Teil auf die Personalsituation zurückzu-
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führen, welche die Effizienz der Hilfe einschränke. In Zukunft sei der Evaluat ion 
der Projekte und Programme vermehrte Beachtung zu schenken. 
Anmerkungen 
1. DEH/BAWI, Grundlagen zum Bericht des Bundesrates über die Politik der EZ 1976 bis 
1985, Bern 1987 
2. EDA, Die Grundsätze der schweizerischen EZ, Bern, 4. Juli 1986 
3. R. Gerster, Schweizerische EZ: Weder Routine noch Kurswechsel, i3w-Dokument, Juni 
1987 
2. Aufwendungen für die öffent l iche EZ 1986 
Die Aufwendungen der öffentlichen EZ beliefen sich 1986 auf 718,3 Millionen Fran-
ken (1985:681,2 Millionen). Der Anteil des Bundes betrug 706 Millionen Franken, 
die Kantone und Gemeinden wendeten 12,3 Millionen Franken auf. Mit einem 
Anteil am BSP von 0,28 Prozent liegt die Schweiz weiterhin unter dem Durchschnitt 
der CAD-Mitgliedsländer von 0,36 Prozent (1). 
Der grösste Teil der öffentlichen Entwicklungshilfe (95,6%; 1985:95%) erfolgte 
in Form von Geschenken, der Rest in Form von Darlehen. 
Von den Gesamtaufwendungen der EZ hat die DEH/EDA 610,6 Millionen 
Franken verwendet, das BAWI/EVD 71,8 Millionen und das Bundesamt für kul-
turelle Angelegenheiten/EDI 3,3 Millionen Franken. Die DEH betreut die Mass-
nahmen der technischen Zusammenarbeit, der Finanzilfe und der humanitären 
Hilfe. Das BAWI ist für die wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen 
verantwortlich. Das EDI betreut in erster Linie die Stipendien. Die Verwaltungs-
kosten beliefen sich auf 17,2 Millionen Franken. 
Die verschiedenen Massnahmen der EZ des Bundes werden durch Rahmen-
kredite finanziert. (Die Aufstellung der geltenden Rahmenkredite für das Berichts-
jahr findet sich im Jahrbuch 1986, S. 103.) Die Aufteilung der Entwicklungshilfe-
massnahmen des Bundes, der Kantone und Gemeinden präsentiert sich wie folgt 
(Tabelle Nr. 9). 
Die Aufteilung der EZ in bilaterale und multilaterale Hilfe entsprach auch im 
Berichtsjahr in etwa der Aufteilung der vorangehenden Jahre: 178,1 Millionen 
Franken oder 24,8 Prozent(1985: 21,8%) waren Aufwendungen für multilaterale 
Massnahmen, 540,2 Millionen Franken oder 75,2 Prozent (1985: 78,2%) waren 
bilaterale Hilfeleistungen. 
Die Aufwendungen der DEH für multilaterale und bilaterale Hilfe zeigt Tabelle 
Nr. 10. 
Der Anteil der multilateralen Hilfe (vor allem die Kofinanzierungen mit der IDA) 
ist in den letzten Jahren stetig leicht gewachsen. Dieser Trend wird von einigen 
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Tabelle Nr. 9 
Öffentl iche Entwicklungshi l fe 1985/86 
in Millionen Franken 
1) Beiträge an bestimmte internationale Organisationen, die zwar dem Budget der 
schweizerischen Entwicklungshilfe nicht angehören, jedoch nach den Richtlinien des 
DAC in den Beiträgen der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit berücksichtigt 
werden können. 
Quellen: ODA, Recueil de statistiques, août 1987. 
Die DEM im Jahre 1986. 
Akteuren der EZ mit Ungehagen beobachtet, lautet doch ihre Kritik an dieser Form 
der Hilfe, dass die Schweiz bisher kein Konzept für multilaterale Hilfe ausgearbeitet 
habe. 
Anmerkung 
1. Entwicklungsausschuss der OECD. Nach den Berechnungen der OECD macht der 
Anteil der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit am BSP 0,30% aus. Diese 
Differenz beruht auf der unterschiedlichen Vorbuchung der "Notes" (Schuldanerken-
nungen), welche die Schweiz erst zum Zeitpunkt der effektiven Auszahlung bucht, 
während die OECD diese bereits bei deren Emission angibt. 
1985 1986 
Bund 666,9 706,0 
Technische Zusammenarbeit 325,4 325,5 
Finanzhilfe 96,3 140,0 
Wirtschafte- und handelspolitische Massnahmen 73,2 71,8 
Nahrungsmittelhilfe 71,9 53,2 
Humanitäre Hilfe 77,5 95,2 
Sonstige Beiträge1 10,9 10,7 
Verwaltungskosten 16,1 17,2 
Rückzahlungen früherer Darlehen -4,4 -7,6 
Kantone und Gemeinden 14,3 12,3 
Technische Zusammenarbeit 8.1 9,9 
Humanitäre Hilfe 6,2 2,4 
Insgesamt 681,2 718,3 
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Tabelle Nr. 10 
Aufwendungen der DEH für mult i laterale und 
bilaterale Hilfe 1986 
in Millionen Franken 
Quelle: DDA, Recueil de statistiques 1986. 
3. Technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe - neuer Rahmenkredit 
2.100 Millionen Franken für die nächsten drei Jahre 
Die technische Zusammenarbeit und die Finanzhilfe sind quantitativ die zwei 
Hauptzweige der öffentlichen Entwicklungshilfe der Schweiz. Aus diesen Mitteln 
werden Projekte und Programme finanziert, die in erster Linie den ärmsten 
Entwicklungsländern und den am meisten benachteiligten Bevölkerungsgruppen 
zugute kommen. 
Mit einer Botschaft beantragte der Bundesrat dem Parlament einen neuen 
Rahmenkredit von 2.100 Millionen Franken, der den seit dem 1. November 1984 
laufenden und am 3 1 . Oktober 1987 vollständig verpflichteten Rahmenkredit von 
1.800 Millionen Franken ablöst. 
Die Botschaft wurde zusammen mit dem Bericht über die Politik der EZ 1976 
bis 1985 vorgelegt. Sie legt den Akzent deshalb auf die Darstellung des Pro-
gramms, welches mit dem neuen Rahmenkredit verwirklicht werden soll, und 
verweist für eine Darstellung der bisherigen Erfahrungen auf den Bericht. 
Grundsätzlich hält der Bundesrat in der Botschaft fest, dass die Entwicklungs-
zusammenarbeit im Rahmen der schweizerischen Aussenpolitik eine wichtige 
Stellung innehat. Er erinnert an die Leitgedanken der schweizerischen Haltung: die 
bilateral multilateral total Prozent 
Technische Zusammenarbeit 250,5 71,7 322,2 
Finanzhilfe 105,1 34,9 140,0 
zusammen 355,6 106,6 472,2 75,7 
Nahrungsmittelhilfe 43,3 9,9 53,2 
Humanitäre Hilfe 44,3 50,9 95,2 
zusammen 67,6 60,8 148,4 24,3 
Insgesamt 443,2 167,4 610,6 100,0 
JAHRESÜBERSICHT 127 
Neutralität, die Disponibilrtät, die Solidarität und die Universalität. Neben der Ver-
besserung der Lage der Entwicklungsländer kommt die Entwicklungszusamme-
narbeit auch schweizerischen Wirtschaftsinteressen entgegen. Die Entwicklungs-
hilfe stimuliert die schweizerische Wirtschaft in direkter Weise: 1985 wurde der mit 
Hilfsgeldern finanzierte und in der Schweiz getätigte Kauf von Gütern und Dienst-
leistungen auf 629,3 Millionen Franken geschätzt, während die schweizerische 
öffentliche Entwicklungshilfe 666,9 Millionen Franken betrug. Rechnet man die aus 
Krediten der Weltbank finanzierten Käufe der Entwicklungsländer in der Schweiz 
hinzu, ergibt sich für das gleiche Jahr ein Betrag von 1.312,7 Millionen Franken 
(Botschaft S. 6). 
Für die beantragte Ausweitung der Entwicklungszusammenarbeit spricht nach 
Ansicht des Bundesrates die durch die Wirtschaftskrise und den Preisverfall bei 
den Rohstoffen verschlechterte Lage zahlreicher Entwicklungsländer. Die 
Schweiz will die Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer unterstützen. Dabei 
verfolgt sie das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Der Bundesrat hält fest, dass die 
Bedingungen, zu denen Entwicklungsbeiträge gewährt werden, härter geworden 
seien. Strukturanpassungsmassnahmen seien oft Bedingung für Hilfe und verur-
sachten z.T. hohe Sozialkosten. Der Anteil der Beiträge in Form von Geschenken 
nehme kaum zu. Die Hilfe für die am wenigsten entwickelten Länder habe in den 
letzten Jahren sogar abgenommen. 
Der Bundesrat erwähnt auch die Rolle der Industrieländer. Sie sollten durch 
notwendige Restrukturierungen der eigenen Wirtschaft eine Wirtschaftspolitik 
betreiben, die ein ausgeglichenes Wachstum der Weltwirtschaft begünstige. 
Schwerpunkt bilaterale Hilfe 
Der neue Rahmenkredit gilt für die Periode 1987 bis 1989. Von den vorgesehenen 
Mitteln sollen den armen und ärmsten Ländern 71 Prozent zukommen, im letzten 
Rahmenkredit waren es 67 Prozent. Auf Länder mit mittlerem Einkommen werden 
9 Prozent entfallen, in der letzten Periode waren dies 10 Prozent (1). 
Hauptinstrument der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit bleibt die 
bilaterale technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe. Rund 70 Prozent der 
gesamthaft verfügbaren Mittel werden für bilaterale Entwicklungszusammenarbeit 
verwendet, rund 30 Prozent werden für die multilaterale Hilfe ausgegeben. 
Diese Verteilung der Mittel galt lange als unbestrittene Richtlinie. Die ihr 
zugrunde liegende statistische Erfassung veranlasste die Hilfswerke jedoch zu 
einer kritischen Reaktion (2): 
Der Bund finanziere in steigendem Masse einzelne Projekte und Programme 
von multilateralen Institutionen mit, die in der Statistik als bilateral ausgewiesen 
werden. Den grössten Teil machen die Kofinanzierungen mit der Weltbanktochter 
IDA aus: 1985 machten die Beiträge an die IDA 26,1 Millionen Franken aus von den 
insgesamt 90,9 Millionen Franken Beiträgen an internationale Organisationen (vgl. 
Tabelle 3.3., S. 345, im Jahrbuch 1986). 1986 sind die entsprechenden Beträge 60 
Millionen Franken von 120,6 Millionen Franken. Der Koordinator der Arbeitsge-
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meinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für Brüder/Helvetas, R. Gerster, verwies 
auf die Interpellation von Ständerat Belser, wo der Bundesrat in seiner Antwort 
neben Budgetbeiträgen an multilaterale Organisationen von 28 Prozent zusätzlich 
Projektbeiträge (Kofinanzierungen) für Projekte multilateraler Organisationen von 
19 Prozent erwähnt. Insgesamt mache die multilaterale Hilfe also 47 Prozent aus. 
Der Trend zu mehr multilateraler Hilfe halte an und sei problematisch, denn diese 
Art der Hilfe habe im Volk eine schwache Verankerung, demgegenüber die direkte 
bilaterale Hilfe mehr Vertrauen geniesse. Zudem spreche auch die Ausrichtung auf 
mehr bilaterale Hilfe für die ärmeren Länder für die Schweiz. 
Der Durchschnitt der bilateralen Hilfe der westlichen Industrieländer liegt mit 72 
Prozent (1985) unter derjenigen der schweizerischen bilateralen Zusammenar-
beit, wo die Ausrichtung auf die ärmeren Entwicklungsländer 88 Prozent ausmacht. 
Ein Konzept der multilateralen Hilfe fehlt nach Ansicht von Gerster. Er kritisiert, 
dass die zahlreichen Botschaften und Berichte des Bundesrates der letzten Jahre 
kein klares Konzept in der Setzung von Prioritäten der multilateralen Zusammenar-
beit erkennen Hessen. Multilaterale Hilfe werde jeweils pauschal gerechtfertigt, wie 
dies auch in der hier besprochenen Botschaft der Fall ist. Es fehle ein detaillierter 
Quervergleich der Institutionen, z.B. in der Frage der Mitwirkung der Schweiz am 
Entscheidungsprozess. Die Hilfswerke lassen jedoch auch die guten Gründe für 
multilaterale Hilfe gelten, "zur Lösung gewisser Probleme ist multilaterale Zusam-
menarbeit nicht wegzudenken". 
Verteilung der Mittel 
Von den bilateral eingesetzten Mitteln sind 46 Prozent für Afrika, 38 Prozent für 
Asien und 16 Prozent für Lateinamerika vorgesehen. Afrika südlich der Sahara 
bleibt weiterhin Hauptempfänger. 69 Prozent der Hilfe gehen an 18 Schwerpunkt-
länder, 10 in Afrika, 5 in Asien und 3 in Lateinamerika. 
Diese geografische Verteilung wird auch in Zukunft ähnlich aussehen. Sie wird 
sich zudem auch weiterhin auf relativ wenige Fachbereiche konzentrieren. An 
erster Stelle steht die Landwirtschaft, welche noch verstärkt werden soll. Generell 
soll in allen Projekten, aber vor allem bei Massnahmen zur sozialen Entwicklung, 
dem Beitrag der Frau und ihrer Rolle im Entwicklungsprozess mehr Beachtung 
geschenkt werden. 
Die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen soll gefördert wer-
den, diese seien im allgemeinen der Bevölkerung nahe und arbeiteten eng mit ihr 
zusammen an der Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage. Wichtig-
ste direkte Partner bleiben jedoch auch in Zukunft die Dienststellen der jeweiligen 
Regierung des Partnerlandes. 
Die Botschaft enthält auch die Forderung nach einem Ausbau des Personal-
bestandes der DEH. Von 1976 bis 1985 hat sich der durchschnittliche Umfang der 
pro Mitarbeiter verwalteten Aufgaben von 1 auf 3,2 Millionen Franken erhöht. Zu 
verstärken sei auch die gegenseitige Koordination zwischen den diversen mit der 
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Entwicklungszusammenarbeit betrauten Bundesämtern, hauptsächlich zwischen 
DEH und BAWI. 
Als weiteres unentbehrliches Instrument zur Verbesserung der Entwicklungs-
tätigkeit soll die Evaluation verbessert werden. 
Ein besonderes Schwergewicht sollen die Projekte aus Kofinanzierungen mit 
der IDA und weiteren regionalen Finanzhilfeinstitutionen, sowie die verschiedenen 
Arten der Zusammenarbeit mit Institutionen der UNO erhalten. 
Kontinuität 
Insgesamt ist die Botschaft ausführlich gehalten. Die langfristige Ausrichtung und 
Kontinuität der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit ist kaum je so klar 
zum Ausdruck gekommen. Der Grossteil der Mittel dient der Weiterführung 
begonnener Projekte und Programme. Erstmals sind in der Botschaft des Bun-
desrates Angaben darüber zu finden, welcher Anteil des Budgets laufenden und 
welcher Anteil neuen Aktionen dienen soll. Bei einem einzigen Schwerpunktland, 
dem Sahelstaat Tschad, dient rund die Hälfte der 3,1 Millionen Franken pro Jahr 
für neue Aktionen. Bei allen anderen 17 Schwerpunktländern beträgt dieser Anteil 
höchstens 25 Prozent, in der Regel jedoch 10 Prozent oder weniger. 
Entwicklungsforschung 
Wissenschaftliche Forschung im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit soll 
durch Mittel aus dem Rahmenkredit gefördert werden. "Es wird sich darum 
handeln, Konzepte und Strategien für unsere Entwicklungszusammenarbeit in den 
kommenden Jahren, wenn nicht gar bis zum Jahr 2000, zu erarbeiten" (Botschaft 
S. 60). Vorgesehen sind rund 3,5 Millionen Franken jährlich für diese For-
schungsaufgaben. 
Information dar Öffentlichkeit 
Trotz ihres fünfundzwanzigjährigen Bestehens sei die Entwicklungszusammenar-
beit als ständige Einrichtung der schweizerischen Politik noch nicht ins Bewusst-
sein breiter Bevölkerungskreise gedrungen. Durch grundlegende Information soll 
das Bewusstseinfürdie Entwicklungsproblematik geweckt werden. Vorgesehene 
Ausgaben: rund 1,5 Millionen Franken pro Jahr. 
In der Parlamentsdebatte unumstritten 
Der neue Rahmenkredit ist im Nationalrat und im Ständerat, welche die Vorlage 
während der Juni- bzw. Septembersession 1987 behandelten, auf generelle Zu-
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Stimmung gestossen. Die Unterstützung der Anstrengungen der Entwicklungs-
länder wurde als wichtiges Element einer solidarischen Aussenpolitik bezeichnet. 
Renschier (SP) mahnte zu einer realistischen Einschätzung der 2,1 Milliarden 
Franken; dieser an sich hohe Betrag könne leicht Grosszügigkeit vortäuschen. Im 
Grunde mache die Schweiz aber mit der öffentlichen Entwicklungshilfe ein gutes 
Geschäft, weil ein ansehnlicher Betrag wiederum zum Kauf von Waren und 
Dienstleistungen in der Schweiz verwendet werde. 
Anmerkungen 
1. Die Ländergruppen entsprechen der OECD-Klassifikation: 
- 36 am wenigsten entwickelte Länder (LDC) 
- andere Länder mit niedrigem Einkommen (BSP/Einwohner niedriger als 700 $) 
- Länder mit mittlerem Einkommen (BSP/Einwohner höher als 700 $) 
2. R. Gerster, Koordinator der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/ Fastenopfer/Brot für Brüder/ 
Helvetas, Schweizerische Entwicklungszusammenarbeit: Weder Routine noch Kurs-
wechsel, i3w-Dokument, Juni 1987 
4. Bilaterale Hilfe 
Der Hauptteil der schweizerischen öffentlichen Entwicklungshilfe erfolgt in Form 
von bilateralen Massnahmen. Die öffentliche bilaterale Hilfe wird direkt von der 
Regierung eines Geberlandes an jene eines Empfängerlandes gewährt. Diese 
Form der Hilfe ist in der Schweiz am besten verankert und wird der multilateralen 
Hilfe vorgezogen. Diese Haltung drückte sich in der Schweiz in mehreren Volksab-
Tabelle Nr. 11 
Bilateral» Aurwendungen des Bundes 1985/86 nach Regionen 
Quelle: DDA, Recueil des statistiques 1986. 
1985 1986 
Regionen Millionen Fr. Prozent Millionen Fr. Prozent 
Afrika 269,9 50,7 289,5 53,6 
Lateinamerika 82,0 15,4 76,2 14,1 
Asien/Ozeanien 121,7 22,9 112,3 20.8 
Europa 0,3 -0,5 -0,1 
Nicht zugeordnet 58,6 11,0 62,7 11,6 
Insgesamt 532,5 100,0 540,2 100,0 
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Stimmungen aus. Das Nein des Schweizer Volkes zum Beitritt der Schweiz zur 
UNO kann ebenfalls dahingehend interpretiert werden, dass der direkte Kontakt 
mit dem Partnerland bevorzugt wird. 
Die bilaterale Hilfe der Schweiz (inklusive assoziierte Hilfe) machte 1986 540,2 
Millionen Franken aus, das sind 75,2 Prozent der gesamten öffentlichen EZ. In 
dieser Zahl sind sämtliche bilateralen Aufwendungen dertechnischen Zusammen-
arbeit, der Finanzhilfe, der wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen sowie 
der humanitären Hilfe, inklusive Nahrungsmittelhilfe, inbegriffen. Die Kofinanzie-
rungen mit der IDA von 60 Millionen Franken sind ebenfalls enthalten und bilden 
ein Schwergewicht. 
Die Aufwendungen nach Regionen sind in Tabelle Nr. 11 aufgeführt. 
Die Schwerpunktregion für bilaterale Hilfe ist Afrika; mit 53,6 Prozent des Totais 
ist diesem Kontinent gegenüber den Vorjahren mehr Hilfe zuteil geworden. In 
diesen Zahlen machen die Leistungen für humanitäre Hilfe (inklusive Nahrungsmit-
telhilfe) einen nicht unbedeutenden Anteil aus (44,2 Millionen Franken). Die 
grösste Unterstützung erhielten die regionalen Afrikaprojekte (36 Millionen Fran-
ken, wovon auf die Sahelländer rund 3 Millionen Franken entfielen); es folgten 
Tansania (34,6), Madagaskar (21,2), Senegal (20,6), Burundi (19,3), Ruanda 
(18,5), Benin (11,2) und weitere Länder. Afrika ist seit jeher ein Schwerpunkt der 
schweizerischen Entwicklungshilfe. 
Nach Ländergruppen geordnet erhielten 1986 die ärmsten Entwicklungsländer 
(36 Entwicklungsländer nach OECD-Klassifikation) 37 Prozent der bilateralen 
Hilfe, die anderen Entwicklungsländer mit niedrigem Einkommen (bis 700 Dollar 
BSP/Einwohner) 28 Prozent, Entwicklungsländer mit mittlerem Einkommen 22 
Prozent der Hilfe. Folgende Aufstellung vermittelt eine Übersicht: 
Tabelle Nr. 12 
Empfänger der bilateralen Hilfe nach E inkommensgruppen 
Quelle: DDA, Recueil de statistiques 1986. août 1987. 
1984 1985 1986 
Mio Fr. % Mio Fr. % Mio Fr. % 
Ärmste EL 166,0 34 172,2 33 198,6 37 
Andere EL mit niedrigem 
Einkommen 172,2 36 171,4 32 153,7 28 
EL mit mittlerem Ein-
kommen 60,3 12 80,6 15 70,0 13 
Nicht nach Landern auf-
gelistet (inkl. Verwal-
tungskosten) 66,5 18 108,3 20 117,9 22 
Insgesamt 485,0 100 532,5 100 540,2 100 
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Rund 58 Prozent ihrer bilateralen Aufwendungen gab die DEH für die techni-
sche Zusammenarbei t und Finanzhilfe aus, nämlich 355,6 Millionen Franken. 
Diese verteilten sich in den letzten beiden Jahren auf folgende Wirtschaftssek-
toren: 
Tabelle Nr. 13 
Technische Zusammenarbei t und Finanzhilfe 
1) Regbnalprojekte für ländliche Entwicklung, natürliche und menschliche Ressour-
cen, Gemeinschaftsentwicklung, Planung. 
Quelle: DEH, Informationen vom August 1987. 
/955 1986 
Sektoren Mio Fr. % Mio Fr. % 
Landwirtschaft 109.4 33.4 89.9 25,3 
Agrarproduktion 44,0 32.8 
Forstwirtschaft, Obstbau 24,3 17,1 
Bewässerung, Landwirt-
schaftsdienste 16,4 17,3 
Viehzucht 7,5 7,8 
Sonstige Aktivitäten 17,2 14,9 
Industrie 28,6 8.7 34,9 9.8 
Mit der Landwirtschaft 
zusammenhängende Industrien 9.1 8,4 
Sonstige Fertigungsindustrien 19,5 26,5 
Kommunikation, Transport, 
Bauwesen 35,0 10,7 38,9 10,9 
Handel, Banken, Tourismus 29,7 9,1 23,4 6,6 
öffentliche Verwaltung 0.5 0,1 20,7 5,8 
Erziehungswesen 37,6 11,5 34,8 9.8 
Hochschulausbildung 12,7 11,5 
Höhere technische Ausbildung 8,1 7,6 
Alphabetisierung und sonstige 
Ausbildungsbereiche 16,8 15,7 
Gesundheitswesen, Hygiene, 
Sozialdienste 30,1 9,2 27,0 7.6 
Muttisektorfelle Projkte' 31.8 9,7 66,5 18.7 
Ländliche Entwicklung 16,0 16,5 
Nicht Aufgegliedert 25,0 7,6 19,5 5.5 
Insgesamt 327,7 100,0 355,6 100,0 
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Die geografische Verteilung der technischen Zusammenarbeit und Finanzhilfe 
der DEH zeigte 1986 wiederum ein Schwergewicht in Afrika mit 197,8 Millionen 
Franken oder 55,7 Prozent. Lateinamerika verzeichnete einen Anteil von 15 Pro-
zent (53,5 Millionen Franken), Asien von 21,1 Prozent (75,2 Millionen Franken). 
Die technische Zusammenarbei t wird im allgemeinen durch Geschenke 
finanziert. Sie hat den Zweck, in den Entwicklungsländern das Wissen und Können 
auf technischen Gebiet zu steigern. In den Entwicklungsländern soll die Fähigkeit 
verbessert werden, die Produktionsfaktoren rationeller einzusetzen. Die Hilfe 
erfolgt in Form von Projekten und Programmen auf technischem Gebiet. 
Die Finanzhilfe erfolgt ebenfalls in Form von Geschenken oder auch als 
Darlehen und ist oft von technischer Zusammenarbeit begleitet. Finanzhilfe wird zu 
Investitionszwecken in verschiedenen Bereichen gewährt und fliesst oft in Sektor-
und Strukturanpassungsprogramme. 
Die siebzehn Hauptempfängerländer der bilateralen öffent l ichen 
Entwicklungshi l fe der Schweiz waren 1986: 
(1) Auszahlungen, welche mehrere Länder betreffen 
Quelle: Die DEH 1986, Anhang 

















Regionalprojekte In Afrika 36,0 
in Asien 7,9 
M in Latein- und Zentralamerika 12,2 
Andere Länder 164,9 
Nicht angegeben (1) 50,5 
Insgesamt 540,2 Millionen Franken 
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Diese Liste ändert sich von Jahr zu Jahr stark, weil die Gewährung von 
Zahlungsbilanzhilfen oder Mischkrediten punktuell anfällt und die Daten stark 
beeinflusst. 
5. Mult i laterale Hilfe 
Die multilaterale Hilfe wird den Entwicklungsländern über eine internationale 
Organisation gewährt, die sich mit Entwicklung befasst. 1986 betrug die öffentliche 
multilaterale Hilfe der Schweiz 178,1 Millionen Franken oder 24,8 Prozent der 
gesamten öffentlichen EZ. 
Hauptpartner der multilateralen EZ seitens der Schweiz sind das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen (UNDP), das Kinderhilfswerk UNICEF, die 
Afrikanische, Asiatische und Interamerikanische Entwicklungsbank, die Weltbank-
tochter IDA, das Welternährungsprogramm, das UNO-Hochkommissariat für 
Flüchtlinge und das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK). Tabelle Nr. 
14 zeigt die Übersicht über die Beiträge des Bundes an die internationalen 
Organisationen. 
Die Kriterien zur Auswahl der Institutionen sind laut den "Grundsätzen der 
schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit" vom 4. Juli 1986 "die von der 
betreffenden Organisation betriebene Entwicklungspolitik; der Stellenwert, wel-
cher der Verbesserung der Lebensbedingungen der benachteiligten Bevölke-
rungsgruppen und der Verminderung der Abhängigkeit der Entwicklungsländer 
vom Ausland eingeräumt wird; die Leistungsfähigkeit der Institution; die Möglich-
keit einer echten Mitwirkung der Schweiz am Entscheidungsprozess". Eine verglei-
chende Analyse und Bewertung der von der Schweiz mitfinanzierten Institutionen 
anhand dieser Kriterien existiert jedoch nicht. 
Im Berichtsjahr fand die Debatte über die multilaterale Hilfe in erster Linie bei 
der Behandlung der Vorlagen über die regionalen Entwicklungsbanken und den 
Beitritt der Schweiz zur MIGA statt (letzterer wird im Kapitel 9.5. dieses Jahrbuches 
behandelt). 
5.1. Regionale Entwick lungsbanken 
In einer Botschaft ans Parlament beantragte der Bundesrat im November 1986 die 
Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der Interamerikanischen (IDB), 
der Asiatischen (ADB) und der Afrikanischen (BAD) Entwicklungsbank. In der 
gleichen Botschaft behandelt der Bundesrat den Beitritt der Schweiz zur Multilate-
ralen Investitionsgarantieagentur MIGA (dieses Thema wird im Kapitel Internatio-
nale Finanzinstitutionen behandelt). Der beantragte Rahmenkredit beläuft sich auf 
680 Millionen Franken. Einzahlbar sind rund 50 Millionen Franken, der Rest stellt 
Garantiekapital dar. 
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Tabelle Nr. 14 
Beiträge des Bundes an die internat ionalen 
Organisat ionen 
(in Millionen Franken) 
Anmerkung: Die in der Tabelle aufgeführten Zahlen stellen Auszahlungen dar, wäh-
rend die mit dem Zeichen ' versehenen Stellen die Emission von unwiderruflichen 
Schuldverschreibungen («Notes») anzeigen. Die gleichzeitige Angabe einer Zahl mit 
dem Zeichen * zeigt den Betrag der vom Empfänger eingelösten «Notes» und die Emis-
sion neuer unwiderruflicher Schuldverschreibungen an. 
Nachstehend die Obersicht über diese Geschäfte: 
1984 1985 1986 
Emission neuer «Notes» 54,9 70,6 55,3 
Auszahlungen (eingelöste «Notes») 0,8 9,3 15,7 
Hinwels: Das DAC schätzt die Flüsse der öffentlichen Entwicklungshilfe unter Berück-
sichtigung der Emissionen ein, während die Schweiz sich auf die Auszahlungen basiert. 
Quelle: ODA, Recueil de statistiques, octobre 1987. 
Organisationen 1986 
1. Organisationen der Vereinten Nationen 110,5 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) 58,6 
Welternährungsprogramm (WEP) 4,4 
UN-Hilfswerk für die Palästinaflüchtlinge (UNRWA) 8,4 
Kinderhilfsfonds der Vereinten Nationen (UNICEF) 13,0 
UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge (HCR) 5,0 
Fonds der Vereinten Nationen für Bevölkerungsfragen (UNFPA) 5,5 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 3,5 
Andere Organisationen 12,1 
2. Regionale Entwicklungsbanken und ihre Spezialfonds 17,2 
Afrikanische Entwicklungsbank (BAD) 6,8* 
Afrikanischer Entwicklungsfonds (FAD) 6,2* 
Asiatische Entwicklungsbank (ADB) 1.1* 
Asiattscher Entwicklungsfonds (ADF) « 
Interamerikanische Entwicklungsbank (IDB) 0,3* 
IDB-Fonds für Spezialaktionen 1,5* 
Interamerikanische Investitionsgesellschaft (HC) 1,3 
3. Andere multilaterale Organisationen 8,9 
Internationaler Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (IFAD) 7,7* 
Andere Organisationen 1,2 
4. Internationale Privatorganisationen 41,5 
Internationales Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 41,5 
Insgesamt 178,1 
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Die regionalen Entwicklungsbanken sind Instrumente der mult i lateralen Ent-
wicklungszusammenarbeit. Die Schweiz betrachtet die Aktivitäten dieser Banken 
als unerlässliche Ergänzung der bilateralen Beziehungen. Die Entwicklungsban-
ken stellen für die ärmeren Entwicklungsländer eine der wichtigsten Quellen der 
Entwicklungsfinanzierung dar. Ihre Rolle hat sich in letzter Zeit verstärkt, weil die 
privaten Kapitalflüsse in die Entwicklungsländer stark zurückgingen. 
Die Schweiz ist Mitglied der ADB (seit 1967), der IDB (seit 1976) und der BAD 
(seit 1982) und speist auch deren Entwicklungsfonds. Die Beiträge an die Fonds 
werden dem Rahmenkredit für technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe be-
lastet. 
Verstärkte Zusammenarbeit 
Als Gründe für eine verstärkte multilaterale Entwicklungszusammenarbeit des 
Bundes nennt der Bundesrat in der Botschaft die Möglichkeit, durch multilaterale 
Programme auch jene Entwicklungsländer zu unterstützen, bei denen die Kriterien 
für eine Zusammenarbeit gegeben sind, die aber nicht Partner bilateraler Pro-
gramme mit der Schweiz sind, weil die beschränkte personelle und administrative 
Kapazität der Schweiz dies nicht zulässt. Zudem erfülle die multilaterale Hilfe das 
Prinzip der Universalität. Die multilaterale Hilfe werde, so schreibt der Bundesrat 
weiter, im Gegensatz zu mancher bilateraler Hilfe, den Entwicklungsländern in 
ungebundener Form zur Verfügung gestellt. Hier ist jedoch anzufügen, dass 
gerade die regionalen Entwicklungsbanken bei der Vergabe von Krediten, insbe-
sondere bei Strukturanpassungskrediten, häufig Auflagen, wie etwa wirtschaftspo-
litische Anpassungsmassnahmen, verbinden. 
Als weitere Vorzüge der multilateralen Hilfe gelten die Förderung der Zusam-
menarbeit unter den Entwicklungsländern sowie die Koordination der Hilfe auf 
hohem internationalem Niveau. 
Aufgaben der Entwicklungsbanken 
Die regionalen Entwicklungsbanken wurden in den sechziger Jahren nach dem 
Vorbild der Weltbank gegründet (1). 
Sie sind wichtige Quelle für die Vergabe langfristiger Kredite für Entwick-
lungszwecke. Sie unterstützen schwergewichtig Projekte, die einen hohen ge-
samtwirtschaftlichen oder sozialen Nutzen haben (Infrastrukturprojekte) und Pro-
jekte, die direkt die ärmsten Bevölkerungsschichten begünstigen. Ziel ihrer Politik 
ist der Aufbau tragfähiger lokaler Institutionen und somit die Förderung einer eigen-
ständigen Entwicklung. Diese Politik entspricht dem schweizerischen Gesetz über 
die internationale Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe von 1976. 
Eine besondere Bedeutung erlangen die regionalen Entwicklungsbanken an-
gesichts der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung: Zwischen 1980 und 1985 ist 
der Fluss privater Mittel für die Entwicklungsländer in realen Werten um rund 75 % 
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zurückgegangen (Botschaft S. 11) und eine Steigerung sei kurzfristig nicht in Sicht, 
meint der Bundesrat. Eine Zunahme der Kredite der regionalen Entwicklungs-
banken stelle deshalb einen wichtigen Beitrag an die Überwindung der gegenwär-
tigen Zahlungsbilanzkrisen dar. 
Bei der Vergabe von Krediten dürfen nur wirtschaftliche, finanzielle und andere 
objektive Kriterien massgebend sein; dies sehen die Statuten vor. Bei der Vergabe 
eines IDB-Landwirtschaftskredites an Nicaragua, den die USA (aus politischen 
Gründen) blockiert hatten, sprach sich die Schweiz 1986 für die Freigabe aus, 
ebenso im Falle eines blockierten Kredites für Chile. 
Die Darlehen der regionalen Entwicklungsbanken sind von Umschuldungsver-
handlungen ausgeschlossen. Die Banken haben auf den Kapitalmärkten eine 
relativ starke Stellung, welche auf der vorsichtigen Geschäftspolitik und auf dem 
Garantiekapital der Mitgliedsländer in konvertiblen Währungen (im wesentlichen 
der Industrieländer) beruht. 
Der schweizerische Kapitalmarkt ist für die regionalen Entwicklungsbanken 
eine wichtige Finanzierungsquelle. Bis Ende 1985 betrug die gesamte Nettokapi-
talaufnahme der IDB in der Schweiz 1.686 Millionen Dollar, die der ADB 1.016 
Millionen Dollar. Die BAD nahm 1984 erstmals und 1986 zum zweiten Mal Anleihen 
von 100 Millionen Franken auf (Botschaft S. 55). 
Die Entwicklungsfonds 
Alle drei regionalen Entwicklungsbanken unterhalten auch einen Entwick-
lungsfonds, der durch nichtrückzahlbare Beiträge der wirtschaftlich stärkeren 
Mitglieder finanziert wird. Aus diesen Fonds gewähren die Banken den ärmeren 
Ländern ihrer Region Darlehen zu Vorzugsbedingungen. Die schweizerischen Bei-
träge an diese Fonds werden nicht dem hier besprochenen Rahmenkredit entnom-
men (dieser ist nur für die Kapitalaufstockungen bestimmt), sondern werden dem 
Rahmenkredit über technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe belastet. 
Die schweizerische Haltung 
Die Schweiz ist bei den regionalen Entwicklungsbanken jeweils im Gouverneursrat 
und - turnusmässig - im Exekutivrat vertreten. Bei den Verhandlungen zur siebten 
Kapitalaufstockung der IDB setzte sich die Schweiz dafür ein, dass weiterhin 50 
Prozent aller Projektdarlehen direkt den unteren Einkommensgruppen zugute 
kommt. Bei der BAD setzte sich die Schweiz (erfolgreich) für die Festlegung einer 
Verschuldungsgrenze zur Gewährleistung der Sicherheit der aufgenommen Anlei-
hen ein. An der Jahrestagung der BAD verlangte der schweizerische Gouverneur 
E. Roethlisberger die Ausarbeitung eines Systems von Ausleihungen und Rück-
zahlungen in Devisen, um die Bank vor Kursverlusten zu schützen. Er bemängelte 
zudem, dass die Bank z.T. schlecht vorbereitete und unrentable Projekte unter-
stützt habe. 
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Durch die Mitgliedschaft der Schweiz können sich schweizerische Unterneh-
men an den internationalen Ausschreibungen der von den Entwicklungsbanken 
mitfinanzierten Projekte beteiligen. Zwischen 1983 und 1985 floss der dreieinhalb-
fache Betrag dessen, was die Schweiz in dergleichen Periode an die IDB überwies, 
in Form von Aufträgen aus IDB-Projekten in die Schweiz zurück (Botschaft S. 54). 
Kapitalerhöhungen 
Bei der Redaktion der Botschaft waren die Verhandlungen über die siebte 
Kapitalaufstockung der IDB noch nicht abgeschlossen. Bei der ADB war die letzte 
Kapitalerhöhung 1983 (für die Periode 1983-1987) erfolgt. Nach Berechnungen 
der Bank wird eine vierte Kapitalerhöhung nicht vor 1989 notwendig sein. Hier ist 
anzufügen, dass sich alle drei Entwicklungsbanken in einer Phase der Rückzah-
lungen der vor 1980 gewährten Kredite befinden, was ihre Finanzsituation stärkt. 
Diese zurückgeflossenen Kredite werden in den nächsten Jahren eine wichtige 
Quelle für die Vergabe neuer Kredite sein. 
Bei der BAD sind die Verhandlungen über die vierte Kapitalerhöhung im Gange. 
Eine wesentliche Kapitalerhöhung ist notwendig: Verglichen mit der IDB und der 
ADB waren die bisherigen Darlehensprogramme der BAD sehr bescheiden. Der 
starke Kapitalbedarf Afrikas soll durch eine massive Kapitalaufstockung wenig-
stens teilweise gedeckt werden. An der Jahresversammlung im Juni 1987 wurde 
eine Kapitalerhöhung von 200 Prozent beschlossen. 
Für die Schweiz rechnet der Bundesrat mit folgenden finanziellen 
Auswirkungen: 
Im März 1987 hat der Bundesrat zudem beschlossen, dem Asiatischen Ent-
wicklungsfonds im Rahmen der vierten Wiederauffüllung einen nicht rückzahl-
baren Beitrag von 87,6 Millionen Franken zu gewähren. 
Der Ständerat behandelte die Vorlage über die regionalen Entwicklungsbanken 
an der Märzsession 1987. Der Rahmenkredit wurde mit 27 zu 4 Stimmen gutge-
heissen. 
Kritiken 
Die Erklärung von Bern betrachtet die Beteiligung der Schweiz an der Kapital-
aufstockung der regionalen Entwicklungsbanken als problematisch. Zwar sei 
richtig, dass diese Banken vermehrt auch kleinere und auf die Bedürfnisse der 
IDB ADB BAD 
% Mio Fr % Mio Fr % Mio Fr 
Einzahlbarer Kapitalanteil 4,5 5,4 5 12 7 20 
Abrufbarer Kapitalanteil 95,5 112,5 95 230 93 258 
Zu zeichnender Kapitalanteil 100,0 117,9 100 242 100 278 
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Ärmsten zugeschnittene Projekte finanzierten. Nach wie vor und in grösserem 
Maßstab finanzierten diese Banken aber Mammutprojekte im Energie-, Kommuni-
kations- und Transportbereich, schreibt die EvB in einer Erklärung. Der erneute 
schweizerische Kapitalaufstockungsbeitrag belaste das Entwicklungshilfebudget 
mit weiteren Millionenbeträgen und verkleinere die mögliche direkte und bilaterale 
Entwicklungszusam menarbeit. 
Die EvB, wie auch die Hilfswerke (2) kritisieren an der Botschaft, dass sie die 
positiven Seiten der Entwicklungsbanken einseitig in den Vordergrund rücke und 
die fragwürdigen Grossprojekte systematisch ausblende. Die Rolle der Entwick-
lungsbanken beim fragwürdigen Großstaudamm El Cajon in Honduras bleibe zum 
Beispiel unerwähnt. 
Anmerkungen 
1. Aufnahme der Geschäftstätigkeit: IDB 1960, ADB und BAD 1966 
2. EvB, Modernisierungshilfe oder Entwicklungszusammenarbeit? Pressedokument vom 
17.1.1987. 
R. Gerster, Schweizer Entwicklungszusammenarbeit: Weder Routine noch Kurswech-
sel. i3w-Dokument. Juni 1987 
6. Wir tschaf ts- und handelspol i t ische Massnahmen 
Die wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen der EZ gliedern sich in fünf 
Bereiche: Zahlungsbilanzhilfen, Mischkredite, Massnahmen betreffend Rohstoffe, 
Handelsförderung zugunsten der Entwicklungsländer sowie Massnahmen zur 
Förderung des Einsatzes privatwirtschaftlicher Mittel für die Industrialisierung in 
den Entwicklungsländern. Mit dem Einsatzder Mittel fürdiese Massnahmen ist das 
dem Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement zugehörende BAWI (Bun-
desamt für Aussenwirtschaft) betraut. 
1986 beliefen sich die Aufwendungen für wirtschafts- und handelspolitische 
Massnahmen auf 71,8 Millionen Franken (1985: 73,2 Millionen). Nach Massnah-
men aufgegliedert ergibt sich folgende Zusammenstellung: 
Quelle: DEH/BAWI-Jahresbericht 1986 
Betrag Prozentsatz 
Zahlungsbilanzhilfe 43,5 Mio Franken 60% 
Mischkredite 23,4 33% 
Handelsförderung 2,3 3% 
Industrialisierung 2,0 3% 
Rohstoffe 0,6 1% 
Total 71,8 Mio Franken 100% 
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1986 wurden im Vergleich zu anderen Jahren zahlreiche Zahlungsbilanzhilfen 
(vier) und wenig Mischkredite (vier) gewährt. 
67,2 Prozent aller bilateral verteilten Mittel des BAWI gingen nach Afrika mit 
Schwergewicht in Senegal und Guinea; 10 Prozent der Mittel erhielten die Länder 
Thailand, Indien und Sri Lanka in Asien; nach Lateinamerika gingen 17,1 Prozent 
der Mittel, und zwar nach Bolivien und Honduras. 
Die Verpflichtungen in diesem Bereich werden aus dem dritten Rahmenkredit, 
welchen das Parlament am 8. Oktober 1986 gutgeheissen hat, finanziert. Dieser 
hat eine Laufzeit von drei Jahren und beläuft sich auf 430 Millionen Franken. Er 
wurde anfangs 1987 wirksam. Der vorangehende Rahmenkredit belief sich auf 350 
Millionen Franken, nachträglich aufgestockt auf 450 Millionen Franken im Rahmen 
der Arbeitsbeschaffungsmassnahmen. 
Die Auszahlungen des Rahmenkredits für die fünf Aktionsbereiche sind wie 
folgt vorgesehen: 
Der von DEH und BAWI gemeinsam herausgegebene Jahresbericht über die 
EZ erläutert 1986 etwas eingehender die Zahlungsbi lanzhi l fe. Erfolgten die 
ersten Zahlungsbilanzhilfen (Sudan I 1981, Madagaskar I 1982, Ghana I 1984) 
ganz im Sinne von Sofortmassnahmen zur Finanzierung von makroökonomischen 
Anpassungsprogrammen, so wurden diese in einer zweiten Phase zur Finanzie-
rung von detaillierten Strukturanpassungsmassnahmen gewährt (Madagaskar II 
und II11984/85, Ghana II und II11985/86). Die heutigen Voraussetzungen, damit 
die Schweiz Zahlungsbilanzhilfe gewährt, sind: 
- Zahlungsbilanzschwierigkeiten, 
- ein detailliert strukturiertes Anpassungsprogramm, 
- internationale Unterstützung für dieses Programm. 
Die Bedeutung der Zahlungsbilanzhilfe hat in den vergangenen Jahren wegen 
der steigenden Zahl dringender Sofortmassnahmen und der Strukturanpassungs-
programme zugenommen. Die Erhöhung auf 120 Millionen Franken (28%) im 
dritten Rahmenkredit gegenüber 70 Millionen Franken (20 %) im zweiten Rahmen-
kredit trägt dieser Entwicklung Rechnung. 
1986 sind vier Zahlungsbilanzhilfen in Kraft getreten: Mit Bolivien erhielt erst-
mals ein lateinamerikanisches Land Zahlungsbilanzhilfe von der Schweiz (10 
Millionen Franken); Ghana III 110 Millionen Franken; beide bilateral. In Kofinanzie-
rung mit der IDA erhielten Guinea 10 Millionen Franken und der Senegal 13,5 
Millionen Franken. 
Bis Ende 1986 hat die Schweiz in fünfzehn Fällen Zahlungsbilanzhilfe im Ge-






samtbetrag von 172,7 Millionen Franken gewährt. Im ersten Halbjahr 1987 wurden 
noch keine Zahlungsbilanzhilfe-Abkommen unterzeichnet. 
Im Bereich der Mischkredite hat die Schweiz 1986 vier Abkommen unterzeich-
net: 
- Ein Abkommen über einen zweiten Mischkredit an Tunesien in Höhe von 60 
Millionen Franken. Der Bundesanteil beträgt 21 Millionen Franken. 
- Indonesien wurde für die Erweiterung des thermischen Kraftwerks Belawan ein 
Mischkredit von 153 Millionen Franken gewährt; der Bundesanteil beträgt 51 
Millionen Franken. 
- Jordanien wurde ein Mischkredit von 60 Millionen Franken, mit einem Bundes-
anteil von 20 Millionen Franken, gewährt. 
- Kolumbien erhielt einen Mischkredit von 22,2 Millionen Franken, davon 7,4 
Millionen Franken Bundesanteil. 
Seit 1977 hat die Schweiz 21 Mischkreditabkommen im Gesamtbetrag von 
1.075 Millionen Franken mit einem Bundesanteil von rund 402 Millionen Franken 
unterzeichnet. Ab Mitte Juli 1987 werden die Bundestranchen der Mischkredite ä 
fonds perdus gewährt. 
Im Rohstof fbereich handelt es sich um verschiedene Aktionen mit dem Ziel, 
die Entwicklungsländer beim Vermarkten ihrer Rohstoffe zu unterstützen. Im 
Berichtsjahr wurde beispielsweise ein Beitrag von 950.000 Franken für zwei Jahre 
an das internationale Baumwollinstitut in Brüssel zur Förderung der Verwendung 
der Baumwolle ausbezahlt. Die Internationale Juteorganisation in Dhaka wurde mit 
850.000 Franken unterstützt, und weitere Institutionen im Rohstoffbereich erhiel-
ten ebenfalls finanzielle Unterstützung. 
Im Bereich der Handelsförderung wurden namentlich folgende Tätigkeiten 
und Organisationen unterstützt (unvollständige Aufzählung): 
- die Schweizerische Zentrale für Handelsförderung, 
- ein UNCTAD-Projekt zur Unterstützung der Entwicklungsländer bei der Einfüh-
rung der Datenverarbeitung im Zollbereich, 
- Finanzierung eines Zollpräferenzen-Seminars der UNCTAD für ärmste afrika-
nische Länder. 
7. Humanitäre Hilfe 
Für die Massnahmen der humanitären Hilfe einschliesslich der Nahrungsmittelhilfe 
ist die DEH zuständig. 1986 leistete sie humanitäre Hilfe für insgesamt 148,5 
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Millionen Franken, gegenüber 149,4 Millionen im Vorjahr. Die Hilfe teilt sich in 
folgende drei Hauptgebiete auf: 
Rund 30 Prozent der Gesamtaufwendungen der humanitären Hilfe wurden für 
Afrika aufgewendet. 
Finanziert wird diese Form der Hilfe aus einem eigenen Rahmenkredit von 440 
Millionen Franken (Juli 1985 bis Juli 1988). 
Im Berichtsjahr leistete die Schweiz wiederum einen bedeutenden Betrag, 
nämlich 40 Millionen Franken (1985:45 Millionen) im Bereich der.Flüchtl ingshil fe. 
Wegen des Afghanistan-Krieges befinden sich viele Füchtlinge in Pakistan und im 
Iran, wo sie unterstützt und betreut werden. Der grösste Teil der Flüchtlingshilfe 
wurde jedoch in Afrika geleistet, wo sich die Flüchtlingssituation infolge interner 
Konflikte verschärft hat (Somalia, Sudan). In diesem Bereich der Hilfe unterstützte 
die DEH 1986 das UNO-Hochkommissariat für Flüchtlinge mit 23,4 Millionen 
Franken. 
Auf dem Gebiet der Nahrungsmit telhi l fe lagen die Aufwendungen 1986 rund 
20 Millionen tiefer als im Vorjahr, als die Hungersnot in Afrika beträchtliche Mittel 
notwendig machte. Die Schweiz lieferte oder finanzierte 1986 54.086 Tonnen 
verschiedener Nahrungsmittel, namentlich Getreide und schweizerische Milchpro-
dukte. Das Getreide wurde zu 90 Prozent in Form von Dreiecksgeschäften in 
Überschussgebieten der Dritten Welt gekauft und in notleidende Regionen gelie-
fert. Zur Zeit werden verschiedene Aspekte der Nahrungsmittelhilfe überprüft, so 
auch die Kontrolle der Hilfe. In der Botschaft für einen neuen Rahmenkredit sollen 
diese Fragen im Detail behandelt werden. 
Beiträge an Internationale Organisat ionen: Einen bedeutenden Teil der 
humanitären Hilfe leistet das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK), 
welches von der DEH 1986 mit 53,2 Millionen Franken unterstützt wurde. Weitere 
Partner sind das Schweizerische Rote Kreuz, das UNO-Hochkommissariat für 
Flüchtlinge, die UN-Organisation für Katastrophenhilfe (UNDRO), das 
Welternährungsprogramm (WFP), das UNO-Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge. 
Die schweizerischen Hilfswerke wurden mit 27 Millionen Franken in ihren 
Aktionen für humanitäre Hilfe unterstützt. 
1986 1985 
Beiträge an internationale Organisationen 
und nationale Hilfswerke 83,7 63,1 
Nahrungsmittelhilfe 53,3 71,9 
Katastrophenhilfekorps (SKH) 11.5 14,4 
Total 148,5 149,4 
JAHRESÜBERSICHT 143 
Das Schwelzer ische Katast rophenhi l fekorps(SKH) leistet Nothilfe in Fällen 
von Naturkatastrophen und Kriegsereignissen. Die Hilfe erfolgt kurzfristig in direk-
ten Aktionen, für die sich ein Mitarbeiterstab von qualifizierten Freiwilligen zur 
Verfügung stellt. 1986 leistete das SKH direkte Aktionen für 7,6 Millionen Franken 
(1985: 7,7 Millionen). Die Einsätze erfolgten in 18 Entwicklungsländern und in 
Griechenland (Erdbeben). 
Ein Disziplinarverfahren gegen den Leiter des SKH, Eduard Blaser, erregte im 
Berichtsjahr grosses Aufsehen. Die Geschäftsprüfungskommission des Stände-
rates hatte im Sommer 1986 Unstimmigkeiten zwischen der DEH und dem SKH 
festgestellt. Es ging im wesentlichen um Probleme der Kompetenzabgrenzungen. 
Nachdem Blaser im Dezember 1986 seinen Rücktritt auf Mitte 1987 eingereicht 
hatte, erfolgte Ende Dezember die Suspendierung vom Dienst. Es wurde verlautet, 
dass die Kündigung Blasers aufgrund der Ankündigung eines Disziplinarver-
fahrens erfolgt sei. Es folgten sechs Monate öffentlicher und parlamentarischer 
Debatten um den "Fall Blaser". Blaser wurden mangelnder Wille zur Zusammenar-
beit mit der DEH, Missachtung von Direktiven sowie wiederholte Kompetenzüber-
schreitungen vorgeworfen. Eine von unabhängiger Stelle durchgeführte Diszipli-
naruntersuchung wurde im August 1987, mit der Feststellung gewisser Dienst-
pflichtverletzungen, eingestellt. 
Die Affäre zeigte deutlich auf, dass die Soforthilfe und die daraus folgende 
mittel- und langfristige Entwicklungszusammenarbeit ungenügend klar definiert 
ist. Der Bundesrat hat am 29. April 1987 beschlossen, den künftigen Chef des SKH 
mit dem Titel "Delegierter für Katastrophenhilfe im Ausland" ebenfalls mit der Lei-
tung der Abteilung für humanitäre Hilfe zu betrauen. Damit werden die Stabssek-
tionen des Korps und die Sektion humanitäre Hilfe und Nahrungsmittelhilfe wie-
derum -wie dies vor August 1986 der Fall gewesen w a r - i n eine Abteilung inner-
halb der DEH zusammengefasst. Der Milizcharakter des Freiwilligenkorps soll 
erhalten werden. Durch eine Verordnung soll sichergestellt werden, dass der 
Delegierte für Katastrophenhilfe im Ausland wie bisher über die Finanzkompetenz 
von einer Million Franken im Falle von Sofortaktionen verfügt. 
8. Parlamentsdebatten 
In der Berichtsperiode dominierte im Parlament und in den verschiedenen Kom-
missionen die Beratung des Zehnjahresberichts über die öffentliche Entwicklungs-
zusammenarbeit und der Botschaften über den neuen Rahmenkredit für techni-
sche Zusammenarbeit und Finanzhilfe sowie über die Kapitalerhöhungen der 
regionalen Entwicklungsbanken. (Diese Debatten werden in den entsprechenden 
Kapiteln erläutert). 
Beratende Kommiss ion für die internationale Entwick lungszusammenar-
beit: Aufgabe dieser 1976 ins Leben gerufenen Kommission ist es, Bundesrat und 
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Verwaltung im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären 
Hilfe zu beraten. Sie setzt sich zusammen aus 19 Vertretern der wichtigsten politi-
schen Partein, der Hilfswerke, der Industrie, Banken und Gewerkschaften. Vertre-
ten sind ebenfalls die Hochschulen und die Medien. Die Kommission tagt vier Mal 
im Jahr. 
Hauptdiskussionspunkt der Sitzung im November 1986 war die Berücksichti-
gung von Umweltaspekten in der EZ, bzw. die Frage, wie der fortschreitenden 
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen Einhalt geboten werden kann. Zur 
Sprache kam auch der Vorschlag, Projekte und Massnahmen von DEH und BAWI 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Grundlage der Diskussion 
bildete eine Studie des Geografischen Instituts der Universität Bern. Die Kommis-
sion empfahl den für die EZ zuständigen Bundesstellen, ihre Vorkehren zu einem 
systematischen Einbezug von Umweltanliegen in den Entwicklungsvorhaben zu 
verstärken. 
An der Sitzung im Februar 1987 fand vorder Beratung betreffend die Botschaft 
über den neuen Rahmenkredit für technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe 
eine Debatte über die Suspendierung vom Dienst von SKH-Leiter Blaser statt. Die 
beratende Kommission ist auch fürdie humanitäre Hilfe zuständig und beschäftigte 
sich mit der Koordination der Soforthilfe des SKH und der Entwicklungshilfe der 
DEH. Vorgeschlagen wurde eine Integration des SKH in die DEH. 
Im Mai fand eine gemeinsame Sitzung der beratenden Kommission für EZ und 
der Kommission für Aussenwirtschaftspolitik zur UNCTAD-Konferenz statt. 
Ebenfalls im Mai erörterte die beratende Kommission für EZ den 
Zehnjahresbericht über die Entwicklungszusammenarbeit von 1976-1985. 
Die Kommiss ion des Nationalrates für auswärt ige Angelegenhel ten be-
fasste sich in der Berichtsperiode ebenfalls mit dem Fall Blaser. Weiter führte sie 
Expertenanhörungen zur Frage der Umgehung von Südafrika-Sanktionen über die 
Schweiz durch. Nationalrat Rechsteiner (SP) stellte der Kommission seine parla-
mentarische Initiative in dieser Frage vor. Er verlangt einen Bundesbeschluss, der 
sämtliche Kapitalexporte nach Südafrika sowie den Goldhandel mit Südafrika dem 
üblichen Handelsfluss ("courant normal") unterstellt, das hiesse, diese auf dem 
heutigen Stand einzufrieren. Die Kommission empfiehlt den Vorstoss zur Ableh-
nung. 
Die Pet i t ionskommiss ion hat die Petition "Für einen gerechten Handel mit der 
Dritten Wert" an zwei Sitzungen (November 1986 und März 1987) beraten. Die 
Petition der Hilfswerke wurde im Oktober 1986 eingereicht (vgl. Beitrag im Jahr-
buch 1986). Die Kommission kam zum Schluss, dass die Petition wesentliche 
Fragen aufwerfe, und bedauert, dass kein eigentliches Konzept des Bundes in der 
Frage der Handelsbeziehungen der Schweiz mit den Entwicklungsländern be-
stehe. Sie bittet den Bundesrat in Form eines Postulats um einen "Bericht über die 
Handelsbeziehungen des Bundes mit der Dritten Welt und seinen Anstrengungen 
zur Förderung von sozial und ökologisch verträglichen Produkten aus Entwick-
lungsländern". 
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Weiter beantwortete der Bundesrat eine Interpellation Belser (SP) über multi-
laterale Entwicklungshilfe. Der Interpellant fragt den Bundesrat nach den Perspek-
tiven für diese Form der Hilfe für die nächsten fünf Jahre, nachdem die Tendenz 
auf eine Zunahme der multilateralen Hilfe zuungunsten der bilateralen Hilfe hin-
weise. Weiter fragt er, ob die Aufteilung von zwei Drittel bilaterale und ein Drittel 
multilaterale Hilfe auch für die Zukunft gelte. Der Bundesrat wiederholt in seiner 
Antwort die Gründe f ürdie Weiterführung der bisherigen Aufteilung. Die Evaluation 
von Projekten multilateraler Hilfe hätten zufriedenstellende Resultate gezeitigt, 
ähnlich wie diejenigen der bilateralen Hilfe. 
In der Junisession 1987 wurden zwei Vorstösse gemacht: Ein Postulat (Longet) 
ersucht den Bundesrat, einen Bericht vorzulegen über die Finanzflüsse zwischen 
der Schweiz und der Dritten Welt und über die Austauschverhältnisse sowie über 
die Möglichkeiten der Schweiz, auf diese beiden Faktoren einzuwirken. 
Eine Motion (Gurtner) ersucht den Bundesrat, in der DEH eine Stelle für die 
Vertretung der Anliegen der Frauen in der Entwicklungszusammenarbeit mit 
folgenden Aufgaben einzurichten: Bei Projekten der DEH den direkten Einbezug 
der betroffenen Frauen als Verhandlungspartnerinnen und die Berücksichtigung 
ihrer Bedürfnisse zu garantieren. Durch frauenspezifische Forschungsprojekte 
über Frauen in der Dritten Welt die nötigen Informationen über die Situation der 
Frauen und für deren Verbesserung zu erarbeiten. Die Motion wurde vom Bun-
desrat abgelehnt. (Vgl. auch die Artikelreihe "Frauen und Entwicklung" im zweiten 
Teil dieses Jahrbuches.) 
Die F inanzkommiss ionen (EFK) beider Räte befassen sich regelmässig 
auch mit Fragen der Entwicklungszusammenarbeit. Im Berichtsjahr erörterte die 
aus den beiden Kommissionen gewählte Finanzdelegation u. a. die Vor- und Nach-
teile der Zusammenarbeit mit regierungsunabhängigen Organisationen (NGO). 
Die DEH beabsichtigt, den Einsatz in diesem Bereich in den nächsten Jahren zu 
verstärken, weil die NGO meist eine raschere, wirksamere und oft auch nachhal-
tigere Hilfe leisten. 
Im Berichtsjahr hat die Finanzdelegation die Überprüfung der schweizerischen 
Entwicklungshilfe in Indien fortgesetzt. Im Vordergrund stand dabei erstmals -
neben anderen Projekten - ein grosses Finanzhilfeprojekt im Bereich des ländli-
chen Kreditwesens (eingesetzte Bundesmittel rund 140 Millionen Franken), das 
nach Auffassung der Kommission kritische Aspekte aufweist. Insbesondere die 
bisherige Ausgestaltung der zwischen Indien und der Schweiz vereinbarten Kondi-
tionen des in indischer Währung verzinslichen und rückzahlbaren Darlehens sowie 
die spätere Verwendung dieser Mittel durch die Zentralregierung in New Delhi 
lassen nach Meinung der Kommission einige wichtige Fragen offen. 
Gesamthaft gesehen wird die EZ mit Indien jedoch positiv beurteilt. Die Finanzkom-
mission stellt die Überlegung an, ob sich aufgrund der bisher gemachten Er-
fahrungen vermehrte bilaterale Hilfe sinnvoll erweise. 
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9. Private Entwick lungszusammenarbei t 
Die privaten Hilfswerke, Missionswerke und andere Privatorganisationen leisten 
eine bedeutenden Teil der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit, mit 
Schwergewicht auf der bilateralen Hilfe. Die Aufwendungen werden einerseits 
durch Spenden und Mitgliederbeiträge finanziert, andererseits unterstützt der 
Bund die Hilfswerke. 
1986 beliefen sich die Auszahlungen der Hilfswerke (ohne Bundessubventio-
nen aber unter Einschluss der Beiträge von Kantonen und Gemeinden) für Projekte 
technischer Zusammenarbeit und humanitärer Hilfe auf 131,2 Millionen Franken 
(1985:146,1 Millionen). Folgende Tabelle zeigt die Aufwendungen einzelner Orga-
nisationen. Es sind diejenigen Organisationen aufgeführt, welche 1986 mehr als 1 
Million Franken Eigenmittel für Entwicklungshilfeprojekte technischer Zusammen-
arbeit und humanitärere Hilfe aufwendeten. Für technische Zusammenarbeit wur-
den 1986 insgesamt 102,6 Millionen Franken, für humanitäre Hilfe 28,6 Millionen 
Franken eigene Mittel ausgegeben. 
Die DEH unterstützte 1986 die Hilfswerke zusätzlich mit 96,7 (1985: 92,2) 
Millionen Franken, welche diese laut Jahresbericht der DEH für ihre direkten 
Aktionen (41,5 Mio Fr.) oder für Regieaufträge (55,2 Mio Fr.) verwendeten. Die 
grössten Bundesbeiträge erhielten Helvetas (26,1 Mio Fr.) und Intercooperation 
(24,1 Mio Fr.). 
Neben der eigentlichen Projekttätigkeit verstehen die in der EZ tätigen privaten 
Organisationen ihre Aufgabe auch in der Öffentlichkeitsarbeit in der Schweiz. Sie 
liefern zusätzliche und andere Informationen über die Entwicklungsländer, als dies 
über die grossen Informationsagenturen geschieht. In der Öffentlichkeitsarbeit en-
gagiert sich insbesondere die Erklärung von Bern. Unter dem Titel "Medikamente 
bei uns und in der Dritten Welt-Überf luss und Mangel"organisierte sie im Novem-
ber 1986 eine Tagung überden Pharmaexport schweizerischer Firmen in die Dritte 
Welt. Ein "Symposium USA-Schweiz-Dritte-Welt" in Freiburg ging an einer Tagung 
im Mai 1987 der Frage nach "Was für eine Schweiz braucht die Dritte Welt ?" 
Alljährlich finden am IUED in Genf die "Medienbegegnungen Nord-Süd" statt. 
Im April 1987fand nebst dem Wettbewerb von Fernsehsendungen aus derganzen 
Welt, welche sich mit Entwicklungspolitik befassen, ein Kolloquium zum Thema 
"Die neuen Kommunikationstechnologien und die Nord-Süd-Beziehungen" statt. 
Zahlreiche Hilfswerke blicken auf langjährige Erfahrungen zurück und feierten 
im Berichtsjahr runde Jubiläen (20, 25 Jahre Entwicklungszusammenarbeit). Ein 
kleineres Jubiläum feierte die Importstelle für Drittwelt-Waren OS3: Seit 10 Jahren 
setzt sich OS3 für gerechteren Handel mit der Dritten Welt ein. Die Importstelle will 
die Schweizer Öffentlichkeit über ihre Drittwelt-Handelspartner, deren 
Lebensverhältnisse, Produktionsbedingungen und über die Situation des Roh-
stoffmarktes informieren. OS3 beliefert die Dritt-Weftwaren-Läden in der ganzen 
Schweiz mit Produkten aus Entwicklungsländern. 
Dass die Hilfswerke ihre Tätigkeit nicht losgelöst von den politischen Zusam-






























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Hilfswerk der Evangelischen Kirchen der Schweiz kündigte die Zusammenarbeit 
mit der Schweizerischen Bankgesellschaft mit der Begründung des starken En-
gagements der SGB in Südafrika auf. 
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